
STADT 

[Q] [R] m [Z] 

Bericht an den Gemeinderat 

GZ: A8-77397 /2017-12 

Betreff: 

Gesundheitsamt, 

Drogenstreetwork für die Jahre 2019-2021; 

Projektgenehmigung über 

€ 2.550.000,-- in der OG 2019-2021 

iA021 

FINANZDIREKTION 

Bearbeiter: Michael Kicker 

Ausschuss für Finanzen, Be teiligungen, 

Immobilien sowie Wirtschaft und Tourismus: 

Berichte rstatterl n: 

Graz, 17.05.2018 

Das Gesundheitsamt beantragt für die Jahre 2019� eine Projektgenehmigung in Höhe von 

€ 2.550.000,-- und begründet dies wie folgt: 

Für die Grazer Gesundheits- und Sozialeinrichtung „Streetwork im Drogenbereich" liegt seit 13. 

November 1997 eine Genehmigung des Gemeinderates vor. Der notwendige Ausbau dieses Projektes 

wurde am 16.5.2002 im Zuge des Grundsatzbeschlusses des Drogenkonzeptes der Stadt Graz (GZ: A7-

494/01/42-2002} einstimmig beschlossen. Durch den Gemeinderat wurde am 18.9.2003, am 

29.6.2006, am 14.5.2009, am 14.6.2012 und zuletzt am 18.6.2015 eine Verlängerung von jeweils drei 

Jahren beschlossen. Das letzte Projekt läuft nun am 31.12.2018 aus und soll wieder um drei Jahre 

verlängert werden. (Laufzeit vom 1.1.2019 bis 31.12.2021} 

Die Gesamtkosten werden vom Gesundheitsamt auf insgesamt€ 2.550.000,-- geschätzt und verteilen 

sich auf die Jahre wie folgt: 

2019 f 830.000 

2020 € 850.000 

2021 € 870.000 

Vom Land Steiermark erhofft sich der Gesundheitsbereich weiterhin eine jährliche Zuzahlung von 

f 200.000. 

Da dieses Projekt EU-weit ausgeschrieben werden muss, soll bereits jetzt ein Beschluss herbeigeführt 

werden, um den Fristenlauf einhalten zu können. Die Bedeckung soll auf der Fipos 1.51200.728700 

„Entgelte für sonstige Leistungen, Drogenprävention" erfolgen. Die genannten Jahressummen sind 

aus den jeweiligen Eckwerten des Gesundheitsamtes zu finanzieren. 

Im Sinne des vorstehenden Motivenberichtes stellt der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen, 

Immobilien sowie Wirtschaft und Tourismus den 

Antrag, 

der Gemeinderat wolle gemäß§ 90 Abs 4 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBI.Nr. 130/1967 

i.d.g.F. beschließen:






